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Das Finanzproblem der EG und die Reform der
gemeinsamen Agrarpolitik
von Hugo Dicke und Horst Rodemer
AUS DEM INHALT
Unter dem Druck leerer Kassen ist in der EG eine Diskussion über die Reform der ge-
meinsamen Agrarpolitik in Gang gekommen, die kameralistischen Aspekten mehr Rech-
nung trägt als gesamtwirtschaftlichen Gesichtspunkten.
Ein System von Erzeugerabgaben, das heute im Mittelpunkt der Reformüberlegungen
steht, stellt günstigstenfalls eine ausgabensparende Modifizierung des Marktordnungs-
systems dar. Es kann aber auch dazu verwandt werden, neuen Spielraum für die Er-
höhung der Agrarpreise zu schaffen. In keinem Fall kann es als eine gesamtwirtschaft-
lich vorteilhafte Alternative zu einem System personengebundener Transfers gelten. Im
Transfersystem entfallen sämtliche Faktorsubventionen und Preisstützungsmaßnahmen; zu-
gleich wird durch staatliche Entschädigungszahlungen verhindert, daß diejenigen Personen,
die bis zum Systemwechsel Landwirte gewesen sind, einen liberalisierungsbedingten Ein-
kommensverlust erleiden.
Ein System personengebundener Transfers ist zumindest auf längere Sicht auch unter
finanzwirtschaftlichen Aspekten einem System von Erzeugerabgaben überlegen: Bei einem
liberalisierungsbedingten Rückgang der heimischen Erzeugerpreise um 10 vH wären be-
reits kurzfristig die Einsparungen an Marktordnungsausgaben und Faktorsubventionen
größer als die Transferzahlungen an die Landwirtschaft. In diesem Falle träte nach dem
Systemwechsel eine Entlastung der Haushalte in Höhe von etwa 6 Mrd. DM ein, und
das Preisniveau für den privaten Verbrauch von Nahrungs- und Genußmitteln sänke um
rund 5 vH.
Sänken die Preise für Agrarerzeugnisse stärker als 10 vH, so müßten die Steuern vor-
übergehend erhöht werden, um einen (Netto-) Finanzbedarf des Staates zu decken.
Würden allein die Verbraucher über indirekte Steuern zur Finanzierung herangezogen,
so verbliebe ihnen dennoch ein Gewinn. Das Preisniveau für die Lebenshaltung sänke
trotz der steuerlichen Mehrbelastung. Für die Verbraucher ist ein steuerfinanzierter di-
rekter Transfer in jedem Fall billiger als ein im Hinblick auf die Produzenteneinkommen
wirkungsgleicher Implizittransfer über den Preis.
Mittelfristig ergäben sich im System personengebundener Transfers zusätzliche Entlastun-
gen für die öffentlichen Haushalte, weil vermehrt Arbeitskräfte, die in der Landwirtschaft
Steuervergünstigungen genießen, in produktivere Wirtschaftszweige abwanderten und
dort der üblichen Besteuerung unterworfen wären. Die vermehrte Abwanderung schüfe
außerdem Spielraum für eine Kürzung der öffentlichen Zuschüsse an die Sozialversiche-
rungsträger der Landwirtschaft. Weitere Ausgabeneinsparungen ergäben sich, weil auf-
grund des natürlichen Abgangs die Anzahl der Transferempfänger kontinuierlich zurück-
ginge. Am Ende des Anpassungsprozesses würden die aus dem Systemwechsel resultie-
renden Transferzahlungen auf Null sinken.
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1. In den Haushaltsberatungen der Gemeinschaft wird alljährlich darüber ge-
klagt, daß für wichtige gemeinsame Aufgaben keine Mittel vorhanden seien, weil
die Ausgab'en für den EG-Agrarmarkt über zwei Drittel der Einnahmen ver-
schlingen. Die Kritik an der Agrarpolitik entzündet sich vor allem an der star-
ken Zunahme der Marktordnungsausgaben. Verschiedene Mitgliedstaaten haben
gegen weitere Ausgabensteigerungen entschiedenen Widerstand angekündigt und
Reformen der EG-Agrarpolitik verlangt. Sie berufen sich auf eine Vereinba-
rung der Mitgliedstaaten, die Finanzbeiträge auf maximal 1 vH der einheitli-
chen Bemessungsgrundlage der Mehrwertsteuer der einzelnen Länder zu be-
grenzen. Diese Grenze, die die Kommission der EG in ihren jüngeren Verlaut-
barungen als künstlich apostrophiert, dürfte bald erreicht sein
1: Wegen der ho-
hen Steuerbelastung und der hohen Haushaltsdefizite in den Mitgliedsländern
wird es kaum möglich sein, die sich abzeichnenden Haushaltslücken allein durch
weitere Finanzbeiträge der Mitgliedsländer oder durch zusätzliche Steuerein-
nahmen zu schließen.
2. Angesichts dieser Situation hat die EG-Kommission dem Ministerrat ver-
schiedentlich den Vorschlag unterbreitet, die Landwirte durch Erzeugerabga-
ben an der Finanzierung der gemeinsamen Agrarpolitik zu beteiligen [Kommis-
sion der EG, 1980; 1981 ] . Eine grundlegende Reform der EG-Agrarpolitik hält
die Kommission nicht für erforderlich. Um die finanziellen Folgen der Agrar-
politik unter Kontrolle zu halten, kommt es der Kommission darauf an, an dem
bestehenden Marktordnungssystem,
- das bei zahlreichen Agrarprodukten die Einfuhr aus Drittländern durch Abschöp-
fungen be- oder verhindert,
- das die Ausfuhr nach Drittländern durch Subventionen fördert und
* Der vorliegende Diskussionsbeitrag geht aus einer Untersuchung hervor, die im
Auftrag des Bundesministers für Wirtschaft durchgeführt wurde. Die Verfasser
danken ihren Kollegen Hans Hinrich Glismann, Ernst-Jürgen Hörn, Carsten
Thoroe und Frank Wolter für eine kritische Durchsicht des Manuskripts und
wertvolle Hinweise. Für alle Fehler und Schwächen sind allein die Autoren ver-
antwortlich.
1 Im Jahr 1981 hat sich die Haushaltslage vorübergehend etwas entspannt. Die
Agrarausgaben nahmen nicht so stark zu wie erwartet, weil aufgrund eines star-
ken Anstiegs der Weltmarktpreise weniger Exporterstattungen zum Ausgleich
der Differenzen zwischen den höheren Binnen- und den niedrigeren Weltmarkt-
preisen erforderlich waren. Die Weltmarktpreise, die schon in der Vergangen-
heit starken Schwankungen unterworfen waren, sind inzwischen jedoch wieder
spürbar gesunken. Im Jahr 1982 dürften deshalb die Exportsubventionen wie-




3. Mit ihrem kameralistischen Reformansatz trägt die Kommission nur einem
Teilaspekt der gemeinsamen Agrarpolitik Rechnung
2 . Bei der gesamtwirtschaft-
lichen Beurteilung wirtschaftspolitischer Maßnahmen kommt es aber nicht pri-
mär darauf an, ob und in welcher Höhe eine Maßnahme öffentliche Ausgaben nach
sich zieht; entscheidend sind die Auswirkungen auf die Güterversorgung (Kon-
sumtionskosten) und die Produktivität der Volkswirtschaft (Produktionskosten)
3 .
4. Der Vorschlag der Kommission, eine Erzeugerabgabe einzuführen, wird
von den landwirtschaftlichen Interessenorganisationen - was auf den ersten Blick
verwundern mag - relativ positiv aufgenommen. Zum Teil findet die Erzeugerab-
gabe auch dort Unterstützung, wo die Relevanz gesamtwirtschaftlicher Aspekte
anerkannt wird
4 . Es wird argumentiert, daß die bestehende Finanzklemme ein
1 Bei der Regelung der Binnenmärkte lassen sich im wesentlichen drei Grundtypen
gemeinsamer Marktordnungen unterscheiden:
- Marktordnungen mit obligatorischer Ankaufspflicht des Staates und uneinge-
schränkter Preisgarantie (z.B. Milchmarktordnung);
- Marktordnungen mit fakultativer Ankaufspflicht und eingeschränkter Preis-
garantie (z.B. Schweinefleischmarktordnung);
- Marktordnungen ohne Ankaufspflicht und ohne Preisgarantie (z. B. Eiermarkt-
ordnung).
Weitreichende Gemeinsamkeiten gibt es bei der Regulierung der Einfuhr aus
Drittländern. Liegen die Weltmarktpreise unter den für die EG festgesetzten Ein-
fuhrmindestpreisen, so werden sie durch Einfuhrabschöpfungen oder ähnlich wir-
kende Instrumente auf das Niveau der Einfuhrmindestpreise heraufgesetzt. Sin-
ken die Erzeugerpreise in der EG unter das jeweils angestrebte Niveau, so be-
wirken die Einfuhrmindestpreise, daß die heimischen Produzenten gegenüber An-
bietern aus Drittländern eine weitgehende, wenn nicht gar vollkommene Präfe-
renz genießen.
Keine wesentlichen Unterschiede gibt es bei der Regulierung der Ausfuhr nach
Ländern außerhalb der EG. Liegen die Weltmarktpreise über den EG-Marktprei-
sen, so kann die Ausfuhr nach Drittländern durch Ausfuhrabschöpfungen behin-
dert werden. Im umgekehrten Fall können den EG-Exporteuren unter bestimm-
ten Bedingungen Exportsubventionen gewährt werden.
2 Selbst die Bundesbank betrachtet den gemeinsamen Agrarmarkt vorwiegend aus
finanzwirtschaftlicher Sicht. Sie fordert eine Reform der gemeinsamen Agrar-
politik, die die Marktordnung sausgaben vermindert [ Deutsche Bundesbank,
1982, S. 20 ff. ] .
3 Zusammen bilden die Konsumtions- und Produktionskosten die Allokations-
kosten. Zu näheren Einzelheiten siehe Corden [1957, S. 29 ff. ] .
4 Henrichsmeyer, Rauer und Gans schlagen eine Kombination aus Erzeugerabga-
ben und Interventionspreissenkungen vor [Henrichsmeyer et al., 1981, S. 58 f.] .kurzfristiges Krisenmanagement notwendig mache; durchgreifende Reformen,
die mit dem Agrarprotektionismus aufräumen und die Landwirte für ihre Einkom-
mensverluste durch personengebundene Transfers entschädigen, kämen somit
nicht in Betracht [Henrichsmeyer et al. , 1981, S. 59]
 1.
5. Im Unterschied zur EG-Kommission zielen Henrichsmeyer u.a. darauf ab,
auch die volkswirtschaftlichen Kosten des EG-Agrarmarktes zu reduzieren. Frei-
lich ist bei verminderten Finanzierungsschwierigkeiten in jedem Fall damit zu
rechnen, daß die Politiker der EG wieder stärker den Forderungen der Bauern-
verbände nachkommen werden. In der vorliegenden Arbeit wird nachzuweisen ver-
sucht, daß ein kameralistisches Krisenmanagement eine durchgreifende Reform
der Agrarpolitik eher erschwert als erleichtert. Es wird gezeigt,
- daß ein System von Erzeugerabgaben in Verbindung mit anderen Maßnahmen da-
zu mißbraucht werden kann, die gesamtwirtschaftlichen Kosten des Agrarpro-
tektionismus weiter in die Höhe zu treiben und
- daß eine mit Entschädigungszahlungen an die Landwirtschaft verbundene Libera-
lisierung der gemeinsamen Agrarpolitik, die die gesamtwirtschaftlichen Kosten
der gemeinsamen Agrarpolitik durchgreifend abbaut, nicht an akuten Haushalts-
problemen scheitern muß.
Auswirkungen eines Systems von Erzeugerabgaben
6. Der Kommission scheint ursprünglich ein System von Erzeugerabgaben vorge-
schwebt zu haben, bei dem die gesamte Produktion eines Landwirtes je Mengen-
einheit mit einem einheitlichen Satz belastet wird (mengenproportionale Abgabe)
2 .
Inzwischen erwägt die Kommission, zum Schutz der Kleinbauern eine Grundmenge
1 Seitdem sich zunehmend die Auffassung durchsetzt, daß die gesamtwirtschaft-
lichen Kosten der Agrarpolitik auch dann sinken, wenn im Zuge einer Liberali-
sierung diejenigen Personen, die bis zum Systemwechsel Landwirte gewesen
sind, für ihre Einkommensverluste entschädigt werden, weichen die Befürwor-
ter des Marktordnungssystems auf immer neue "Nebenkriegsschauplätze" aus.
In der Diskussion spielen neben finanzwirtschaftlichen Argumenten, deren Rele-
vanz in dem vorliegenden Beitrag untersucht wird, insbesondere versorgungs-,
um weit- und beschäftigungspolitische Argumente eine wichtige Rolle.
2 Auf dem EG-Milchmarkt wird eine solche Abgabe bereits seit dem Wirtschafts-
jahr 1977/78 erhoben.von der Abgabe zu befreien
1. Der folgenden Analyse wird ein System mengenpro-
portionaler Abgaben zugrunde gelegt. In diesem System liegen die Verbraucher-
preise wie bisher um die Vertriebskosten über den Interventionspreisen; die (Net-
to-)Erzeugerpreise, die (bei Überschußprodukten) heute den Interventionspreisen
entsprechen, wären in Höhe der Abgaben niedriger als die Interventionspreise
2 .
7. Wie sich ein System von Erzeugerabgaben auswirkt, hängt entscheidend von
der Entwicklung der Interventionspreise ab.
(1) Bei unveränderten Interventionspreisen liefe die Einführung von Erzeugerab-
gaben auf eine Senkung der (Netto-)Erzeugerprei.se (unter die Interventions-
preise) hinaus. Eine solche Preissenkung bewirkte zumindest auf mittlere
Sicht einen Rückgang der Agrarproduktion und damit auch der (zu den Inter-
ventionspreisen) unverkäuflichen Überproduktion. Die Ausgaben für die Be-
seitigung der Überschüsse sänken. Bei unveränderten Marktordnungspreisen
trüge also ein System von Erzeugerabgaben sowohl auf der Einnahmen- als
auch der Ausgabenseite dazu bei, die Finanzlücke im EG-Haushalt zu verrin-
gern. Im Prinzip könnten die Erzeugerabgaben sogar so hoch festgesetzt wer-
den, daß die Marktordnungsausgaben vollständig durch diese Einnahmen ge-
deckt wären
3 . Auch die gesamtwirtschaftlichen Kosten des Agrarprotektionis-
mus würden sich etwas zurückbilden, weil Produktionsfaktoren in produktivere
Bereiche abwanderten
4 . Die Kosten der verschlechterten Güterversorgung
(Konsumtionskosten) blieben aber in unveränderter Höhe bestehen, weil sich
an der Verzerrung der Verbraucherpreise (Ziffer 6) nichts ändert.
(2) Wäre die Einführung eines Systems von Erzeugerabgaben mit einer Senkung
der Interventionspreise verbunden (wie Henrichsmeyer u. a. es vorschla-
gen), so gingen auch die Konsumtionskosten zurück.
1 Beide Vorschläge sind nicht neu. Die mengenproportionale Abgabe wurde 1969
unter der Bezeichnung Globalkontingentierung erstmals vom Bundesministerium
für ^Ernährung, Landwirtschaft und Forsten=in die Diskussion gebracht [ siehe
Rodemer, Dicke, 1969] . Die Freistellung einer Grundmenge wurde wenig später
empfohlen. Freilich gab es damals auch den Vorschlag, lediglich eine Grundmen-
ge mit Erzeugerabgaben zu belasten. Es wäre nicht überraschend, wenn auch die-
ser Vorschlag erneut auftauchen würde. Zu einer Analyse der beiden differenzie-
renden Abgabensysteme vgl. Dicke, Rodemer [1970] .
2 Ein System von Erzeugerabgaben ähnelt insofern einem System von Deficiency
Payments, als in beiden Fällen eine künstliche Spanne zwischen Erzeuger- und
Verbraucherpreisen geschaffen wird. Während im System von Deficiency Pay-
ments im Vergleich zum Freihandelszustand die Erzeugerpreise stärker als die
Verbraucherpreise verzerrt sind, ist es im System von Erzeugerabgaben umge-
kehrt.
3 Im Extremfall würden sogar die Marktordnungsausgaben vollständig entfallen.
Die Abgaben müßten dann so hoch festgesetzt werden, daß die Landwirte in der
Gemeinschaft gerade soviel Agrarprodukte erzeugen, wie bei den herrschenden
Interventionspreisen an die heimischen Verbraucher abgesetzt;werden können.
4 Zu einer ins einzelne gehenden Analyse der volkswirtschaftlichen Kosten eines
Systems von Erzeugerabgaben vgl. Ryll[l979, S. 319-327] und Rodemer [1980,
S. 169].(3) Ginge die Einführung von Erzeugerabgaben mit einer Anhebung der Marktord-
nungspreise einher, so muß es nicht zu einem Sinken der (Netto-)Erzeuger-
preise kommen. Es wäre sogar möglich, durch eine Anhebung der Marktord-
nungspreise die (Netto-)Erzeugerpreise weiter zu erhöhen. Für die Landwirte
wäre eine Anhebung der Marktordnungspreise so lange lohnend, wie ihre Mehr-
einnahmen größer sind als die zusätzlichen Abgaben zur Finanzierung der zu-
sätzlichen Überproduktion.
Der geringe Widerstand der landwirtschaftlichen Interessenverbände gegen Er-
zeugerabgaben dürfte darauf beruhen, daß durch dieses System politischer Spiel-
raum für eine Erhöhung der (Netto-)Erzeugerpreise geschaffen werden kann. Die-
ser Spielraum entsteht, weil selbst im Fall steigender Marktordnungsausgaben
die Finanzierungslücke geschlossen werden kann. Bei nachlassendem Wider-
stand der Finanzpolitiker und Steuerzahler werden die Bauernverbände kaum dar-
auf verzichten, Druck auf die politisch Verantwortlichen auszuüben
1. Neben den
Konsumtionskosten des Agrarprotektionismus würden natürlich auch dessen Pro-
duktionskosten in die Höhe getrieben, wenn die Interventionspreise in der beschrie-
benen Weise angehoben werden.
8. Ob es zu einem Anstieg der Marktordnungspreise kommt, läßt sich nicht mit
Sicherheit vorhersagen. Die Kommission der EG jedenfalls läßt in ihren "Über-
legungen zur Gemeinsamen Agrarpolitik" [1980, S. 21 ] keinen Zweifel daran
aufkommen, daß die Erzeugerabgaben (zusammen mit anderen Maßnahmen) die
Aufgabe haben, neuen Spielraum für die Erhöhung der Marktordnungspreise zu
schaffen. Hieraus kann man die Schlußfolgerung ziehen, daß die volkswirtschaft-
lichen Kosten in den Überlegungen der Kommission kaum eine wichtige Rolle spie-
len
2 . Ihre Gedanken konzentrieren sich offenbar auf die Frage, wie politischer
Widerstand gegen den Agrarprotektionismus überwunden werden kann. Die Hoff-
nung, die Erzeugerabgaben als Instrument eines Krisenmanagements einzuset-
zen, mit dessen Hilfe der Boden für eine grundlegende Agrarreform bereitet wer-
den soll, könnte sich bald schon als Illusion erweisen. Wahrscheinlicher ist, daß
sich im Agrarsektor bei nachlassendem Widerstand von Finanzpolitikern und
Steuerzahlern der Prozeß kumulativer Interventionen fortsetzen wird. Diese
Vermutung wird durch einen jüngeren Bericht der Kommission gestützt, in dem
sie vorschlägt, preispolitische Maßnahmen durch quantitative Maßnahmen zuer-
1 Der Sachverständigenrat zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Ent-
wicklung hält den Begriff "Verbraucherabgabe" für eine wahrhaftigere Be-
zeichnung als das Etikett "Erzeugerabgabe". Seiner Ansicht nach sehen die
Befürworter der Erzeugerabgabe "das, was man dem Verbraucher über ent-
sprechend hohe, staatlich festgesetzte Monopolpreise maximal abnehmen kann,
als das eigentlich den Bauern Zustehende an" [Sachverständigenrat, 1980, S.
190 f. ] .
2 Inzwischen befürwortet die Kommission sogar zusätzliche Erzeugerabgaben für
Landwirte, die Milch mit "intensiven Produktionsmethoden" herstellen [zitiert
nach Neue Zürcher Zeitung, 1981 ] . Eine solche Abgabe, die die Einfuhr im-
portierter Futtermittel weiter behindert, würde einen Quasizoll darstellen.ganzen [Kommission der EG, 1981, S. 14 ff. ] . Ein KontingentierungsSystem könn-
te unter dem Druck der landwirtschaftlichen Interessenverbände auf ein Kollektiv-
monopol hinauslaufen, das Preisanhebungen (bis zum Cournot
1 sehen Punkt) erlaubt,
ohne daß es zu struktureller Überproduktion und der damit verbundenen Belastung
der öffentlichen Haushalte kommt.
Auswirkungen eines Systems personengebundener Transfers
9. Im System personengebundener Transfers wird mit dem Agrarprotektionismus
der EG vollständig aufgeräumt; sämtliche Regulierungen im Außenhandel mit Dritt-
ländern sowie Preisstützungsmaßnahmen und Faktor Subventionen (Gasölbeihilfe,
Zinsverbilligungen, Investitionszuschüsse etc. ) auf dem Binnenmarkt werden be-
seitigt. Mit der Liberalisierung verschwänden die volkswirtschaftlichen Kosten des
Agrarprotektionismus
1. Freilich bedeutet das nicht, daß sich durch die Liberali-
sierung innerhalb der EG für alle Beteiligten positive Auswirkungen ergäben
2 (An-
hang). Auf der Gewinnerseite stünden die Verbraucher, deren Güterversorgung sich
verbessert, und der Staat, dessen Haushalt entlastet wird. Die Einkommen der
Landwirte gingen hingegen zurück
3 , sofern nicht die liberalisierungsbedingten Ein-
kommensverluste durch Entschädigungszahlungen des Staates (personengebundene
Transfers) in voller Höhe ausgeglichen werden. Ob und in welcher Höhe die Land-
wirte zu entschädigen wären, ist allerdings keine wirtschaftswissenschaftliche,
sondern eine politische Frage, die von allgemeinen Werturteilen und Gerechtigkeits-
vorstellungen abhängt. Gelten nur solche Maßnahmen gesamtwirtschaftlich als vor-
1 Gleichzeitig würden negative externe Effekte der Agrarproduktion (zum Beispiel
Umwelt schaden durch Dünge- und Pflanzenschutzmittel) vermindert. Soweit mit
der Agrarproduktion positive externe Effekte verbunden sind, stellt sich die Fra-
ge, ob das Märktordnungssystem ein effizientes Mittel zur Realisierung dieser
Effekte ist. Wohlfahrtstheoretische Analysen zeigen, daß das Marktordnungssy-
stem ein vergleichsweise kostenungünstiges Instrument darstellt. Die Agrarpro-
tektion ist auch kein kostengünstiges Mittel zur Erhöhung des gesamtwirtschaft-
lichen Beschäftigungsgrades. [Institut für Weltwirtschaft, 1981, S. 141 ff. ]
2 Wie sich die Wohlfahrt der Drittländer entwickelt, läßt sich allein aufgrund theo-
retischer Überlegungen nicht beantworten. Der Abbau der Exportförderung dürf-
te den Drittländern insgesamt schaden. Für einzelne Drittländer hingegen wird
der Abbau der Exportförderung von Vorteil sein. Von einem Abbau der EG-Im-
port Substitution werden die Drittländer insgesamt profitieren. Für einzelne Dritt-
länder mag sich freilich auch im Falle einer vollständigen Liberalisierung des
Agrarhandels der EG ein Wohlfahrtsverlust ergeben. Zu näheren Einzelheiten
vgl. Institut für Weltwirtschaft [1981, S. 118 f. ] .
3 Zu einer detaillierten Analyse der Allokations- und Haushaltseffekte vgl. Rode-
mer [1980, S. 186 ff. ] .teilhaft, durch die - absolut betrachtet - niemand verliert und zumindest einer
gewinnt, so müssen die liberalisierungsbedingten Einkommensverluste, die kurz-
fristig mit der Änderung der Produzentenrente
1 identisch sind, in voller Höhe aus-
geglichen werden (vgl. Anhang). Hält man hingegen die bestehenden Einkommens-
relationen für optimal, so müssen die Landwirte auch an den gesamtwirtschaftli-
chen Gewinnen des Systemwechsels beteiligt werden. Für eine Beteiligung der Land-
wirte an den Gewinnen könnte - politökonomisch betrachtet - auch sprechen, daß
die Zustimmung der Landwirte zur Liberalisierung so möglicherweise eher zu er-
langen sein wird. Eine dritte Möglichkeit besteht darin, die liberalisierungsbe-
dingten Einkommensverluste der Landwirte nicht oder nur teilweise zu ersetzen
2 .
Die Politiker könnten es auch als Verbesserung der Einkommensverteilung an-
sehen, wenn die Entschädigungszahlungen für Landwirte mit kleinen Betrieben hö-
her ausfallen als die für Großbauern (oder umgekehrt)
3 .
10. Das Entschädigungssystem könnte wie folgt technisch ausgestaltet sein: Die-
jenigen Personen, die bis zum Systemwechsel Landwirte gewesen sind, erhalten
bis zum Rentenalter Transfers, und zwar unabhängig davon, ob und wieviel Agrar-
produkte sie nach dem Systemwechsel produzieren. Durch diese Regelung soll ver-
hindert werden, daß die Entschädigungszahlungen nach dem Systemwechsel die
Produktionsentscheidungen der Landwirte beeinflussen
4 . Als Berechnungsgrund-
1 Die Produzentenrente stellt den Überschuß der Einnahmen über die variablen
Kosten dar. Sie dient der Abdeckung der fixen Kosten und der Gewinnansprüche.
2 Zum Teil wird auch vorgeschlagen, im Falle einer Liberalisierung der EG-
Agrarpolitik ein landwirtschaftliches Mindesteinkommen zu garantieren. So-
fern die branchenspezifischen Mindesteinkommensgarantien über dem allgemei-
nen Sozialhilfesatz liegen, stellen die Zahlungen Faktorsubventionen und keine
Einkommenstransfers dar. Zwar dürften diefinanzwirtschaftlichen Kosten ei-
nes Systems von Mindesteinkommen niedriger als im System personengebunde-
ner Transfers mit vollem Verlustausgleich liegen. Dieser Aspekt ist aber von
untergeordneter Bedeutung. Maßgeblich sind die volkswirtschaftlichen Kosten,
die eine Faktor Subvention nach sich zieht.
3 Der Vorschlag der Kommission, im System von Erzeugerabgaben Kleinbauern
durch Freimengen zu begünstigen (Ziffer 6), kann als Indiz dafür gewertet wer-
den, daß sich in der Gemeinschaft die Vorstellungen über die optimale Ein-
kommensverteilung wandeln. Setzen sich diese Tendenzen durch, so können
Landwirte mit großen Betrieben im Falle einer Liberalisierung nicht mit ei-
nem vollen Verlustausgleich rechnen.
4 Personengebundene Transfers werden nicht selten mit Deficiency Payments,
die in der aktuellen Diskussion ebenfalls eine Rolle spielen, verwechselt. Im
System von Deficiency Payments setzt der Staat wie im bestehenden Markt-
ordnungssystem garantierte Erzeugerpreise für die heimische Landwirtschaft
fest. Im Unterschied zum EG-System bilden sich die Verbraucherpreise je-
doch am Markt und sind dem Einfluß des Weltmarktes ausgesetzt. Liegen die
Garantiepreise über den Preisen, die die Landwirte auf dem Markt erzielen,
wird ihnen die Differenz zwischen den beiden Preisen aus dem Staatshaushalt
erstattet. Die Deficiency Payments führen als Produktsubvention zu einer
größeren Agrarproduktion als gesamtwirtschaftlich vorteilhaft ist. Perso-
nengebundene Transfers werden dagegen unabhängig von der laufenden Agrar-
produktion gezahlt. Sie haben deshalb auch keinen Einfluß auf Faktoreinsatzläge für die Entschädigungszahlungen könnten die Produktionsverhältnisse einer
mehrjährigen Referenzperiode vor dem Systemwechsel dienen. Die Referenz-
periode sollte so festgelegt werden, daß Ankündigungseffekte des Systemwechsels
weitgehend vermieden werden
1.
11. Die allokationsneütrale Wirkung personengebundener Transfers könnte mit
dem Argument bestritten werden, daß die Landwirte ihre' Investitions- und Pro-
duktionsentscheidungen nicht nur an der Rentabilität der Agrarproduktion, son-
dern auch an ihrer Liquiditätslage orientieren. So ist zu beobachten, daß die
Landwirte in guten Erntejahren eher mehr investieren als in schlechten. Gleich-
wohl ist unwahrscheinlich, daß es aufgrund eines solchen Investitionsverhaltens
zu nachhaltigen Verzerrungen der Produktionsstruktur kommt. Im Falle perso-
nengebundener Transfers würde der Liquiditätsaspekt aber auch kurzfristig kei-
ne nennenswerte Bedeutung für die landwirtschaftlichen Investitions- und Pro-
duktionsentscheidungen haben. Die Landwirte würden vermutlich die Transfers,
die ja mit ihren Produktionsentscheidungen nach der Liberalisierung überhaupt
nichts mehr zu tun haben, ebensowenig als Maßstab für die Vorteilhaftigkeit
der Agrarproduktion verwenden wie etwa Einkünfte aus einer Unfallrente, Er-
träge aus festverzinslichen Wertpapieren oder einen Lottogewinn.
12. Wie sich eine mit einem vollständigen Verlustausgleich der Landwirte ver-
bundene Liberalisierung der EG-Agrarpolitik auf den Haushalt der EG und die
übrigen öffentlichen Haushalte auswirken würde, hängt
(1) von der Höhe der liberalisierungsbedingten Ausgabeneinsparungen und Ein-
nahmeerhöhungen und
(2) von dem liberalisierungsbedingten Rückgang der heimischen Erzeugerpreise
ab.
Zu (1): Würde in der EG mit dem Agrarprotektionismus vollständig aufgeräumt,
so entfielen die Ausgaben für Preisstützungsmaßnahmen und Faktorsub-
ventionen (Ziffer 17). Die Einnahmen der öffentlichen Haushalte stiegen,
weil Produktionsfaktoren nun aus der Landwirtschaft in produktivere
Wirtschaftsbereiche abwanderten und dort der üblichen Belastung mit
Steuern und Beiträgen unterworfen wären (Ziffer 19).
Zu (2): Die Frage, wie stark die heimischen Erzeugerpreise im Falle einer
vollständigen Liberalisierung des EG-Agrarmarktes sänken, wird kon-
trovers beantwortet. Käme es durch den Abbau des EG-Agrarprotektio-
und Produktionsvolumen. Direkte (personengebundene) Transfers sind in vol-
ler Höhe einkommenswirksam. Subventionen sind es hingegen nur zum Teil,
weil sie einen unproduktiven Faktoreinsatz verursachen. Auch preispolitische
Maßnahmen (Subventionen über den Preis) sind nur zum Teil einkommenswirk-
sam (in Höhe des Implizittransfers).
Um den Verwaltungsaufwand niedrig zu halten, könnte es zweckmäßig sein, hier
ein Pauschalierungsverfahren, das dem einzelnen Landwirt eine Option zum
Nachweis seiner individuellen Einkommensverhältnisse einräumt, anzuwenden.nismus - wie nicht selten behauptet wird - zu einem kräftigen Anstieg der
Weltmarktpreise für Agrarprodukte, so würden die Einkommensverluste
der Landwirte nur gering ausfallen. In diesem Fall könnte die durch den
Systemwechsel bedingte Entlastung des EG-Haushaltes, der Haushalte der
Mitgliedsländer sowie der Parafisken (Sozialversicherungen) sogar ausrei-
chen, um die Verluste der Landwirtschaft vollständig zu ersetzen
1. Bei
einem elastischen Weltmarktangebot, und damit einem kräftigen Rückgang
der Erzeugerpreise, dürften die durch den Systemwechsel induzierten Ent-
lastungen des Haushaltes nicht ausreichen, um die Transferzahlungen an
die Landwirte zu finanzieren.
13. Würden bei einem kräftigen Preisrückgang allein die Verbraucher - wie es
den vorherrschenden steuerpolitischen Tendenzen entspricht - zur Finanzierung
eines zusätzlichen Finanzbedarfs durch indirekte Steuern herangezogen, so sänke
das Preisniveau für die Lebenshaltung auch in diesem Fall. Ein steuerfinanzier-
ter Einkommenstransfer ist für die Verbraucher in jedem Fall billiger als ein
- im Hinblick auf die Produzenteneinkommen wirkungsgleicher - Implizittransfer
über den Preis (Anhang).
14. Sofern die Preisstruktur nicht durch eine unterschiedliche Belastung mit in-
direkten Steuern verzerrt ist, wäre eine generelle Steuererhöhung einer spezifi-
schen vorzuziehen
2 . In verschiedenen Mitgliedsländern der EG liegt der Mehr-
wertsteuersatz für Agrarprodukte niedriger als der generelle Mehrwertsteuersatz.
Weil hierdurch die künstliche Verteuerung der Agrarprodukte reduziert wird, hat
in diesem Fall jedoch der gespaltene Mehrwertsteuersatz keinen verzerrenden,
sondern einen entzerrenden Preiseffekt. Die Finanzierung eines Nettofinanzbe-
darfs durch eine erhöhte Mehrwertsteuer auf Agrarprodukte wäre deshalb inso-
weit gesamtwirtschaftlich vorteilhaft, als auf diese Weise neue Preisverzerrun-
gen zwischen Ernährungsgütern und anderen Waren vermieden würden. In der fol-
genden empirischen Analyse der Haushaltseffekte eines Systems personengebun-
dener Transfers wird davon ausgegangen, daß ein Nettofinanzbedarf ausschließ-
lich durch eine Erhöhung der Mehrwertsteuer auf Agrarprodukte gedeckt wird.
15. Eine empirische Analyse kann aus folgenden Gründen nur grobe Anhalts-
punkte für die Haushaltseffekte eines Systems personengebundener Transfers
liefern:
- Die bisherigen staatlichen Ausgaben für die Agrarpolitik sind nur unzuläng-
lich dokumentiert; neben dem EG-Haushalt und den Haushalten der Mitglieds-
länder gibt es zahlreiche Haushalte auf niedrigerer Verwaltungsebene, die
Ausgaben für die Agrarpolitik tätigen. Ausgaben für die Landwirtschaft wer-
den zudem nicht selten in Titeln außerhalb des Agrarhaushaltes verbucht.
1 Natürlich bedeutet dies nicht, daß ein kräftiger Anstieg der Weltmarktpreise
auch den gesamtwirtschaftlichen Allokationsgewinn der EG positiv beeinflußt.
2 Dient eine unterschiedliche Steuerbelastung der Realisierung externer Effekte,
so liegt keine steuerbedingte Verzerrung der Preisstruktur vor.10
- Es ist unsicher, wie Angebot und Nachfrage inner- und außerhalb der EG auf
die Liberalisierung reagieren.
- Die Auswirkungen der liberalisierungsbedingten Abwanderung von Arbeitskräf-
ten auf die Steuereinnahmen des Staates und die Beitragseinnahmen der Sozial-
versicherungsträger können allenfalls ihrer ungefähren Größenordnung nach ge-
schätzt werden. Dies liegt auch daran, daß die durch die Protektion in der Land-
wirtschaft gebundenen Arbeitskräfte nicht sofort abwandern; die Abschreibungen
für langlebige Investitionsgüter und andere fixe Kosten gehen nämlich nicht mehr
ins Produktionskalkül ein. In der folgenden empirischen Analyse wurde ein An-
passungszeitraum von zehn Jahren, in dem sich der protektionsbedingte Anpas-
sungsstau auflöst, zugrunde gelegt.
Die Haushaltseffekte wurden auf der Grundlage unterschiedlicher Preiselastizi-
täten von Angebot und Nachfrage im Agrarsektor der EG sowie unterschiedlicher
Weltmarktpreise
1 ermittelt. Dieses Vorgehen erschien zweckmäßig, um ein
breites Band möglicher Konstellationen zu erfassen.
16. Die Haushaltseffekte wurden für jenen Fall geschätzt, in dem die Landwirte
vollständig für liberalisierungsbedingte Verluste an Produzentenrente entschä-
digt werden
2 . Bei kurzfristiger Betrachtung ist die absolute Änderung der Pro-
duzentenrente identisch mit der Einkommensänderung. Auf mittlere und längere
Sicht fällt die liberalisierungsbedingte Minderung der Einkommen kleiner aus als
der Rentenverlust, weil fixe Kosten abgebaut werden können. So wird sich der
liberalisierungsbedingte Rückgang der Agrarpreise zum Beispiel in sinkenden
Pachtpreisen (und sinkenden Bodenrenten)
3 niederschlagen. Das Schrumpfen der
Agrarproduktion dürfte auch einen Rückgang der Kapitalkosten nach sich ziehen.
Würden, wie in der folgenden Rechnung, auch die mittel- und längerfristigen Ent-
schädigungszahlungen in Höhe der Rentenverluste festgesetzt, so erhielten die
Landwirte höhere Transferzahlungen als ihre Einkommensverluste ausmachen.
17. Ausgehend von den Verhältnissen in den Jahren 1977 und 1978 ergäben sich
unmittelbar nach einer vollständigen Liberalisierung des gemeinsamen Agrar-
marktes in den Haushalten der EG die größten Einsparungen bei den Faktorsub-
ventionen (Tabelle 1). Die Einsparungen bei den Marktordnungsausgaben (Ex-
portsubventionen, Denaturierungsprämien, Lagerhaltungskosten einschließlich
der Kosten für Schwund und Qualitätsminderung etc. ) fielen nur geringfügig
niedriger aus. Eingespart würden auch die Ausgaben für Nahrungsmittelhilfe,
die bei einer Liberalisierung wohl eingestellt werden dürfte.
1 Zu näheren Einzelheiten vgl. Institut für Weltwirtschaft [1981, S. 157] .
2 Dies geschah allein, um die Relevanz finanzwirtschaftlicher Aspekte auf-
zuzeigen und nicht etwa, um eine Empfehlung für einen vollen Verlustaus-
gleich auszusprechen.
3 Dies gilt nur dann, wenn die Verpächter von Boden nicht in das Entschädi-
gungssystem einbezogen werden. Während der Restlaufzeit der Pachtverträ-
ge entstehen den Bodenbesitzern durch den Systemwechsel keine Einkommens-














































































































Geschätztfür das erste Jahrnach dem Systemwechsel. Datenbasis = Durchschnitt der Jahre 1977/78. - Ermittelt nach: AW = -^TTK" (l-0,5t-e )
h
 a
- t • V., wobei 4W_ = "Änderung der Produzentenrente; t - Änderung der Erzeugerpreise für Marktordnungsgüter (vH); A = heimische Agrarproduk-
tion ohne bereichsinterne Vorleistungen; e = kurzfristige Preiselastizität des Angebots (0,4); V. = importiertes Futtergetreide. - Ermittelt nach:
i a i
Wp = '1Q0 (1-0,5t- e&). Preissenkungsäquivalent des Subventionsabbaus (t) = 10,87. - Nur Einfuhrabschöpfungen. -
 el977. - 1978. -
 g1977. -
Positives Vorzeichen = Haushaltsentlastung; die Steuern können also gesenkt Werden. Negatives Vorzeichen = Zunahme der Ausgaben für die
Agrarpolitik. - ^Elastizität der Verbraucherpreise in bezug auf die Erzeugerpreise für Marktordnungsgüter e = 0,41. Die Elastizität e be-
rechnet nach:e.
PV 100 PV wobei SB = Saldo der Bestandsveränderung bei Marktor dnungsgütern zu Marktordnungspreisen;
SEI = Saldo des Außenhandels bei Marktordnungsgütern zu Marktordnungspreisen; PV = privater Verbrauch von Nahrungs- und Genußmitteln.
Quelle: Vgl. Institut für Weltwirtschaft [1981, Tabelle 20 ]. - Eigene Berechnungen und Schätzungen.12
18. In welchem Streubereich die kurzfristigen Haushaltseffekte eines Systems
personengebundener Transfers liegen dürften, zeigt Tabelle l
1. Sofern in der
EG aufgrund einer geringen Preiselastizität des Angebots der Drittländer die Er-
zeugerpreise nach der Liberalisierung lediglich um 10 vH sänken, würden durch
den Systemwechsel mehr Mittel eingespart als zur Finanzierung einer vollständi-
gen Kompensation der Landwirtschaft erforderlich wären. In diesem Fall wäre
sogar eine Steuersenkung möglich. Bei elastischerem Weltmarktangebot gingen
die heimischen Erzeugerpreise und die Agrareinkommen stärker zurück; die per-
sonengebundenen Transfers lägen (vorübergehend) höher als die liberalisierungs-
bedingten Einsparungen. Würde der Differenzbetrag ausschließlich durch die Er-
hebung einer Steuer auf Nahrungs- und Genußmittel finanziert, so ergäbe sich
für die Verbraucher dennoch eine spürbare Senkung des Preisniveaus für Nah-
rungs- und Genußmittel
2 . Die empirische Analyse bestätigt, daß eine Ursachen-
therapie, die mit dem Agrarprotektionismus vollständig aufräumt, für die öffent-
lichen Haushalte selbst im Falle einer vollständigen Entschädigung der Landwirt-
schaft keine Finanzierungsschwierigkeiten mit sich brächte.
Für die Verbraucher zählt allein, daß durch den Systemwechsel das Preisniveau
für Nahrungs- und Genußmittel auch dann sänke, wenn der spezifische Mehrwert-
steuersatz vorübergehend angehoben werden müßte.
19. Mittelfristig ergäben sich zusätzliche Entlastungen für die öffentlichen Haus-
halte, weil Transferempfänger das Rentenalter erreichten und ihre Entschädi-
gungsansprüche verlören. Dieser demographische Effekt brächte die größte mit-
telfristige Entlastung für die öffentlichen Haushalte. Weniger ins Gewicht fielen
die Steuermehreinnahmen und der Rückgang der Zuschüsse an die Sozialversi-
cherungsträger. Zu Steuermehreinnahmen käme es, weilvermehrt Arbeitskräf-
te, die in der Landwirtschaft Steuervergünstigungen genießen, in produktivere
Wirtschaftszweige abwanderten
3 und dort der üblichen Besteuerung unterwor-
1 Tabelle 1 enthält eine Rechnung in konstanten Preisen. Steigt das Preisniveau
an, so könnte man die Transfers indexieren. An den Schlußfolgerungen über die
Haushaltseffekte würde sich wenig ändern, weil sich die Inflation auch in den
übrigen Einnahmen und Ausgaben niederschlüge.
2 Würde der Mehrwertsteuersatz etwas stärker angehoben, als zur Finanzie-
rung der Transfers erforderlich ist, so ergäbe sich auch kurzfristig eine Ent-
lastung für die öffentlichen Haushalte. Freilich darf die Mehrwertsteuerer-
höhung nicht den liberalisierungsbedingten Rückgang der Verbraucherpreise
aufzehren, wenn neben dem Produktivitätsanstieg auch eine verbesserte Gü-
terversorgung erzielt werden soll (Anhang).
3 Die Agrarprotektion ist in keinem Fall ein kostengünstiges Mittel zur Erhöh-
hung des gesamtwirtschaftlichen Beschäftigungsgrades. Im übrigen ist im
Falle eines Systemwechsels kaum mit großen Anpassungsfriktionen zu rech-
nen. In dem Maße, in dem durch die Liberalisierung Drittländer mehr Agrar-
güter in die EG ausführen können, steigen ihre Exporteinnahmen und damit
ihre Importkapazität. Indem Drittländer verstärkt Produkte nachfragen
(können), bei denen die komparativen Vorteile auf der Seite der Europäi-
schen Gemeinschaft liegen, wird der Strukturwandel von außen erleichtert.
Dadurch entstehen zusätzliche Arbeitsplätze, die in ihren Qualitätsanforde-13
fen wären
1. Ähnliches gilt für die Beitrags einnahmen der allgemeinen Ren-
tenversicherungsträger; ihr Bedarf an Zuschüssen aus dem Staatshaushalt
nähme wegen der vermehrten Beitrags einnahmen ab. Weil verstärkt Arbeits-
kräfte aus der Landwirtschaft abwanderten, könnten auch die Zuschüsse an die
landwirtschaftliche Unfall- und Krankenversicherung vermindert werden.
20. Welche Haushaltseffekte sich im elften Jahr nach dem Systemwechsel, d.h.
nach Abschluß der Anpassungsphase, ergäben, zeigt Tabelle 2. Die zusätzli-
chen Entlastungen des Haushaltes wären sogroß, daß unter den genannten Bedin-
gungen nunmehr bei einem Rückgang der landwirtschaftlichen Erzeugerpreise bis
zu etwa 20 vH die Steuern gesenkt werden könnten. Bei einem höheren Rückgang
der Erzeugerpreise entstünde noch immer ein Nettofinanzbedarf; er wäre aber
sehr viel geringer als der kurzfristige (Ziffer 18). In jedem Fall ergäbe sich
aber eine weitere kräftige Preissenkung für Nahrungs- und Genußmittel.
Weil die Zahl der anspruchsberechtigten Landwirte auch in der Folgezeit wei-
ter abnähme, würde der Nettofinanzbedarf allmählich auf Null absinken. Mit dem
Auslaufen der Transferzahlungen entschwände jeglicher Finanzbedarf. Die hier-
durch bedingten Entlastungen der öffentlichen Haushalte könnten nunmehr in vol-
ler Höhe durch Steuersenkungen an die Steuerzahler weitergegeben werden.
Schlußbemerkungen
21. Langgehegte Erwartungen, in der EG käme es unter dem Druck leerer Kas-
sen zu einem Abbau des Agrarprotektionismus, werden durch die gegenwärtige
Diskussion nicht gestützt. Ein System von Erzeugerabgaben, das heute im Mit-
telpunkt der Reform Überlegungen steht, stellt in keinem Fall eine gesamtwirt-
schaftlich vorteilhafte Alternative zu einem Reformansatz dar, der die Agrar-
protektion vollständig beseitigt. Würde es im Sinne der EG-Kommission dazu ein-
gesetzt, neuen Spielraum für eine Anhebung der Interventionspreise und damit
auch der (Netto-)Erzeugerpreise zu schaffen, so wäre es eine bloße Ergänzung
des Marktordnungssystems und liefe auf eine Fortsetzung des kumulativen Inter-
ventionsprozesses hinaus. Ein System von Erzeugerabgaben wird auch nicht als
Mittel für ein finanzwirtschaftliches Krisenmanagement benötigt.
22. Ein Systemwechsel, der mit Faktor Subventionen und Preisstützungsmaß-
nahmen in der EG aufräumt und zugleich durch personengebundene Transfers
verhindert, daß die Landwirte Einkommensverluste erleiden, muß nicht an aku-
rungen ähnlich anspruchsvoll sind wie die in der Landwirtschaft, aber - gemes-
sen in Weltmarktpreisen - ein höheres Wertgrenzprodukt aufweisen.
1 Auch die Einnahmen aus indirekten Steuern werden sich aufgrund der verbes-
serten Faktorallokation erhöhen. Diese Mehreinnahmen sind in Tabelle 2 nicht

























































(vgl. Ziffer 15); e& = Preiselastizität des
Q
rechnet anhand einer marginalen Arbeitsproduktivität von 0, 75. - Die Berechnung





























































geht von einem normalen Altersaufbau und einer durchschnitt-
Quelle : Vgl. Tabelle 1. - Thoroe [1974, S. 170 ff. ] . - Kommission zur Begutachtung der Einkommensbesteuerung der Landwirtschaft [1978,
S. 33] . - Eigene Berechnungen und Schätzungen.15
ten Finanzierungsschwierigkeiten scheitern. Bei nur wenig elastischem Welt-
marktangebot von Agrarerzeugnissen und damit nur geringem Rückgang der hei-
mischen Erzeugerpreise reichten die liberalisierungsbedingten Haushaltsein-
sparungen und Einnahmeerhöhungen sogar aus, um schon unmittelbar nach dem
Systemwechsel die Transfer Zahlungen an die Landwirte zu finanzieren. Sänken
die Preise für Agrarerzeugnisse stärker, so müßten die Steuern vorüberge-
hend erhöht werden, um einen (Netto-)Finanzbedarf des Staates zu decken.
Würden allein die Verbraucher zur Finanzierung herangezogen, so verbliebe
ihnen dennoch ein Gewinn. Das Preisniveau für die Lebenshaltung sänke trotz
der steuerlichen Mehrbelastung.
23. Die vorangehenden Überlegungen gelten nicht nur für die Landwirtschaft.
Ein System personengebundener Transfers könnte auch in anderen hochgeschütz-
ten Bereichen die Grundlage für eine durchgreifende Liberalisierung bilden. Für
die Verbraucher ist ein steuerfinanzierter direkter Transfer in jedem Fall bil-
liger als ein - im Hinblick auf die Produzenteneinkommen wirkungsgleicher -
Implizittransfer über den Preis.16
Anhang:
Auswirkungen eines Systems personengebundener Transfers
AI. Im Schaubild stellt AA
1 die heimische Angebotsfunktion und NN
1 die heimi-
sche Nachfragefunktion dar. Vor dem Systemwechsel wird in der EG zum Preis
P die Menge x produziert und nachgefragt. Durch eine Abschöpfung (in Höhe
von P1 - PW) wird verhindert, daß Einfuhren aus Drittländern zum Preis PW in
die EG gelangen.





A2. Wird das AbschöpfungsSystem beseitigt, so sinkt in der EG der Preis auf
PW. Zu diesem Preis wird in der Gemeinschaft die Menge x hergestellt und die
Menge x nachgefragt. Die Differenz zwischen x und x wird aus Drittländern
importiert.
A3. Für die Konsumenten ergibt sich durch die Liberalisierung ein Gewinn.
Ihre Rente - die Fläche zwischen Nachfragekurve und Preisachse - erhöht sich
um (a + b + c +d + e + f + g). Ein Teil dieses Konsumentengewinns geht zu Lasten
der Landwirte. Deren Produzentenrente - die Fläche zwischen Preisachse und
Angebotskurve - geht um (a + d) zurück. Der gesamtwirtschaftliche Allokations-
gewinn ist um den Produzentenverlust kleiner als der Konsumentengewinni er setzt
sich aus den eingesparten Produktionskosten (b + e) und den eingesparten Konsum-
tionskosten (c + f + g) zusammen.
A4. Bei einem vollständigen Verlustausgleich wäre den Landwirten die Fläche
(a + d) zu ersetzen. Sollen die Landwirte am gesamtwirtschaftlichen Gewinn par-
tizipieren, so müßten sie zusätzlich einen Teil von (b + c +e + f + g) erhalten. Kä-
me nur ein partieller Verlustausgleich in Betracht, so fielen die Entschädigungs-
zahlungen kleiner als (a + d) aus. In diesem Fall wäre der Gewinn der Konsumen-
ten größer als der gesamtwirtschaftliche Gewinn.17
A5. Würde im Falle eines vollständigen Verlustausgleichs der Finanzbedarf für
die Entschädigungszahlungen allein durch eine Erhöhung der Mehrwertsteuer auf
Agrarprodukte gedeckt, so ergäbe sich nach der Steuererhöhung in der EG ein
Verbraucherpreis in Höhe von P„. Bei diesem Preis entsprächen die Steuermehr-
einnahmen (d + e + f) den Transferzahlungen an die Landwirte (a + d). Zum Preis
P würde in der EG die Menge x nachgefragt und die Menge x - x aus Dritt-
2i 3 3 2
ländern importiert. In Höhe von (f + g) entstünden Konsumtionskosten.18
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